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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Mittels parlamentarischer Initiative forderte Ida Glanzmann (cvp, LU) gesetzliche
Strukturen für die Einrichtung eines Staatssekretariats für innere Sicherheit. Den
momentanen Bedrohungen in Form von Cyberkriminalität, organisiertem Verbrechen
und insbesondere von terroristischen Anschlägen solle mit allen verfügbaren
Ressourcen begegnet werden. Dafür brauche es aber bessere Strukturen, in denen alle
operativen und administrativen Kräfte zusammengefasst würden. Einem
Staatssekretariat für innere Sicherheit, das dem EJPD angehängt würde, würden etwa
die Behörden für Strafverfolgung, die Sicherheitsorgane und die Nachrichtendienste
angehören. 
Die Kommission empfahl mit 20 zu 4 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben.
Hauptargument der SiK-NR gegen die Idee war der Hinweis auf die Gefahr, dass das gut
austarierte föderal organisierte Sicherheitssystem ausgehebelt würde, was entgegen
der Forderung gar mehr Unsicherheit schaffen würde. Es sei angezeigter, auf aktuelle
Bedrohungen spezifische Taskforces einzusetzen, was etwa mit der Taskforce Tetra im
Bereich der Bekämpfung von Terrorismus bereits geschehen sei. Staatssekretariate
seien eher Instrumente, die den Bundesrat in seiner Repräsentationsfunktion entlasten
würden. Auch wenn sich eine kleine Minderheit mit Verweis auf die
Sicherheitsbedürfnisse in der Bevölkerung und die Möglichkeit, einen nationalen
Ansprechpartner im föderalen System einzurichten, der auch Doppelspurigkeiten
verhindern würde, für das Vorhaben aussprach, zog die Initiantin im März 2016 ihr
Anliegen zurück. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.03.2016
MARC BÜHLMANN

1) Bericht SiK-N vom 25.1.2016
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